
Anlage 1

Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket

1. Grundsatz

Das Deutschla ndticket ist ein von der Bundesrepublik Deutschland und den Bundesländern gefördertes

deutschlandweit gültiges Tarifangebot im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und im öffentlichen

Personenna hverkehr (ÖPNV). Es gilt ab dem 1. Mai 2023.

Die hier festgelegten Tarifbestimmungen geltenfür das Deutschlandticket und sind von allen teilneh-

menden Verkehrsunternehmen des SPNV und des ÖPNV in Deutschland verbindlich anzuwenden.

Diese Ta rifbestimmungen ergänzen die bestehenden Tarif- und Beförderungsbedingungen der teilneh-

menden Verkehrsverbünde, der La ndestarife und des Deutschla ndta rifs sowie die Beförderungsbedin—

gungen der teilnehmenden Eisenbahn-Verkehrsunternehmen des SPNV und der teilnehmenden Ver-

kehrsunternehmen des ÖPNV, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts anderes ergibt.

Für die Ausgabe des Deutschlandtickets gelten die Bedingungen des vertragshaltenden Verkehrsun-

ternehmens.

2. Fahrtberechtigung, Nutzungsbedingu ngen u ndGeltu ngsbereich

Das Deutschla ndticket berechtigt im jeweiligen Geltungszeitraum zur unbegrenzten Nutzung der Züge

des SPNV im tariflichen Geltungsbereich des Deutschlandtarifsin der 2. Wagenklasse sowie der sons-

tigen Verkehrsmittel des ÖPNV im räumlichen Geltungsbereich der Tarife der teilnehmenden Ver-

kehrsunternehmen, Verkehrsverbünde und Landestarifgesellschaften. Dies schließt im Ausland lie-

gende Geltungsbereiche mit ein, soweit das eigene Ta rifgebiet des jeweiligen Verbundes/Unterneh-

mens sich aufgrund entsprechender Vereinbarung auf das im Ausland liegende Gebiet erstreckt. Zum

ÖPNV gehört die Beförderung mit Straßenbahnen und Obussen im Sinne des Personenbeförderungs-

gesetzes sowie mit Kraftfahrzeugen im Liniennahverkehr nach den 55 42 und 44 PBefG. Liniennahver-

kehre nach 5 43 PBefG fallen insoweit unter den Geltungsbereich, sofern sie gemäß5 2 Absatz 4 PBefG

allgemein zugänglich sind.

Das Deutschlandticket gilt nicht in Verkehrsmitteln, die überwiegend zu touristischen oder histori-

schen Zwecken betrieben werden.

Die Nutzung von Zügen des Fernverkehrs mit dem Deutschlandticket ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Hiervon abweichende Regelungen (z.B. im Rahmen von Integrationskonzepten) werden im Geltungs-

bereich des Deutschlandticketsfür den Schienenverkehr bekanntgegeben.



Das Deutschlandticket ist nicht übertragbar und wird als persönlicher Fahrausweis ausgegeben, der

mindestens den Namen und Vornamen sowie das Geburtsdatum des Fahrgastes beinhaltet. Dieser

Fahrausweis wird in Form einer Chipkarte und als Handyticket ausgegeben. Das Deutschlandticket

kann von den Vertrag haltenden Unternehmen, die das Deutschlandticket über eine Chipkarte als Trä-

germedium bereitstellen, vorläufig bis zur Auslieferung bzw. Bereitstellung des digitalen Tickets, längs-
tens bis zum 31.12.2023 als digital kontrollierbares Pa pierticket (mit Barcode) ausgegeben werden. Ein

als Pa pierticket ausgegebenes Deutschla ndticket gilt für maximal einen Kalendermonat. Zur Legitima-

tion ist ein amtliches Lichtbilddokument mitzuführen und bei Kontrollen vorzuzeigen.

Das Deutschlandticket beinhaltet keine unentgeltliche Mitnahme von Personen über 6 Jahren.

Das Deutschla ndticket berechtigt ausschließlich zur Nutzung der 2. Wagenklasse.

Ein Übergang in die 1. Wagenklasse ist innerhalb der Geltungsbereiche von Verkehrsverbünden, Lan-

desta rifen und des Deutschlandtarifs nach den jeweiligen Ta rifbestimmungen möglich.

Für die Mitnahme eines Fahrrades ist ein reguläres Fahrradkartenangebot zu erwerben, soweit die

Fa hrradmitna hme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist.

Für die Mitnahme eines Hundes ist ein reguläres Fahrkartenangebot zu erwerben, soweit die Mit-

nahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist.

. Vertragslaufzeit und Kündigung

Das Deutschlandticket kann an den von den Verkehrsunternehmen, Verkehrsverbünden und Landes—

ta riforganisationen für Abonnement-Produkte eingerichteten Verkaufsstellen bzw. über deren Ver-

triebska näle erworben werden.

Das Deutschla ndticket wird im Abonnement ausgegeben. Der Einstieg ins Abonnement ist jeweils zum

Ersten eines Monats möglich.

DasAbonnement wird für unbestimmte Zeit abgeschlossen und kannmonatlich gekündigt werden. Die

Kündigung muss dabei bis zum 10. eines Monats zum Ende des jeweiligen Kalendermonats erfolgen.

Das Deutschlandticket gilt im Falle einer Kündigung bis Betriebsschluss nach dem Ende des letzten

Tages dieses Kalendermonats, längstens jedoch bis 3.00 Uhr des Folgetags.

Neben der monatlichen Kündbarkeit kann in Verbindung mit anderen Produkten im Bereich des Per-

sonenverkehrs auch eine feste Laufzeit von 12 Monate'n angeboten werden.



4. Beförderungsentgelt

Der Preis für das Deutschlandticket im Abonnement beträgt 49,00 EUR pro Monat bei monatlicher

Zahlung. Eine jährliche Zahlung des zwölffachen Monatsbetrages kann angeboten werden.

Bei Verkehren, die nur auf Anforderung verkehren (z. B. On-demand-Verkehr, Anruf-Sammeltaxi, Ruf-

bus) sowie bei täglich verkehrende Eisenbahnen mit besonderen Betriebsformen (z. B. Schmalspur-

bahnen mit Dampftraktion) kann ein Zuschlag nach den örtlichen Tarifbestimmungen erhoben.

5. Jobticket

Das Deutschlandticket kann als rabattierteslobticket angeboten werden.

Dieses Jobticket kann von Mitarbeitenden genutzt werden, deren Arbeitgeber mit einem teilnehmen—

den Verkehrsverbund oder Verkehrsunternehmen eine Vereinbarung über den Erwerb des Deutsch-

land-Jobtickets abgeschlossen hat. Arbeitgeber im Sinne dieser Bestimmung können Unternehmen,

Verwaltungen, Behörden und sonstige Institutionen sein.

Der Fahrpreis für das Deutschlandticket als Jobticket ist der Fahrpreis nach Abschnitt 4 abzüglich 5%

Rabatt. Voraussetzung für den Rabatt ist, dass der Arbeitgeber einen Zuschuss zum Jobticket leistet,

der mindestens 25% des Fahrpreises gemäßAbschnitt 4 beträgt.

6. Fahrgastrechte

Für Fahrten im Eisenbahnverkehr gelten die Fahrgastrechte gem. TeilA Nr. 8 der Tarifbedingungen des

Deutschlandtarifs sowie Teil C Nr. 8 der Tarifbedingungen für Zeitkarten im Deutschlandtarif in ihrer

jeweils genehmigten und veröffentlichten Fassung, abrufbar im Internet unter www.deutschlandta rif-

verbund.de.



Anlage 2

20.03.2023

Beschluss

des Koordinierungsrates (Sitzung am 20.03.2023)

für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem
Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“.

Beschlusspunkte zum „Le ipziger Modellansatz“

Die nachfolgenden Beschlusspunkte bilden die zentrale Grundlage für die jeweiligen
Beschlussfassungen der 16 Bundesländer, der kommunalen Spitzenverbände sowie
der Branchenorganisationen VDV, DTV-G, BDO und BSN. Damit soll bundesweiteine
gemeinsame Vorgehensweise bei der Umsetzung des Deutschlandtickets in Bezug auf
die Zuscheidung der Tarifeinnahmen aus dem Verkauf des Deutschlandtickets sicher-
gestelltwerden.

1. Mit der Anerkennung des Deutschlandtickets (D-Ticket) als bundesweit gültiges Tarif-
produkt — entsprechend des „Entwurfs eines Neunten Gesetes zur Änderung des Re-
gionalisierungsgesetes der Bundesregierung“ — fürden Nahverkehr durch die teilneh-
menden Verkehrsunternehmen bzw. erlösverantwortliche Aufgabenträger verpflichten
sich alle Tarifgeber bzw. Unternehmen auf die Anwendung eines gemeinsamen Zu-
scheidungsverfahrens fürdas D-Ticket.

. Das anzuwendende Zuscheidungsverfahren soll alle Tarifeinnahmen aus dem Kern-
produkt des D-Tickets sowie alle Einnahmen aus bundesweit geltenden kundengrup-
penspezifischen Angeboten im Rahmen des D-Tickets umfassen. Dazu zählen sämtli-
che Einnahmen sowie Leistungen von Dritten in der Höhe des festgelegten Preises
des D-Tickets.

Der nachweisbare Nachteil, welcher sich für die Verkehrsunternehmen (VU) und erlös-
verantwortliche Aufgabenträger aus dem Saldo der bisherigen und künftigen Gesant-
einnahmen (inkl. der Fahrgeldsurrogate) ergibt, wird jährlich unter Berücksichtigung
der ihnenjeweils zugeschiedenen Einnahmen aus demD-Ticket ermittelt und nach der
politischen Verständigung der Ministerpräsidentenkonferenz vom 02.11.2022 und
08.12.2022 durch den Bund und die Länder rechtskonform ausgeglichen. Die Länder
werden entsprechend des jeweilig in den Ländern entstandenen Schadens die erhal-
tenen Bundesmittel untereinander umverteilen.

Der „LeipzigerModellansatz" formuliertfür das EAV-Umsetzungskonzeptzum D-Ticket
ein „Marktorientiertes lnnovationsmodell (in drei Stufen)". Das Modell setzt einen deut-



lichen Vertriebsanreiz für die Kundenbetreuung im jeweiligen Bediengebiet des Tarif-
gebers und verhindert gleichzeitig einen aggressiven Vertriebswettbewerb in der Bran-
che.

. Stufe 1 in 2023: Zur Absicherung des Starts für das D-Ticket wird für das Rumpfiahr
2023 eine pragmatische Herangehensweise gewählt, bei der grundsätzlich jeder Tarif-
geber die Einnahmen aus den dort erzielten Verkäufen ausschließlich unter den ihm
angeschlossen Verkehrsuntemehmen und Aufgabenträgern verteilt. Dazu kommen die
jeweiligen Regelungen der Tarifgeber (z. B. Verbünde und Tarifgemeinschaften) zur
Anwendung. D-Tickets verkaufende Unternehmen, die Fahrausweise für mehrere Ta-
rifgeber vertreiben, melden an die jeweiligen Tarifgeber. Sie stimmen sich in Zweifels-
fragen aufVerlangen mit den betroffenen Tarifgebem und Ländern ab, überwelchen
Tarifgeber die Einnahme an die anderen Länder verteilt wird. Hierbei können die Ein-
nahmen auch anteilig auf mehrere Tarifgeber/Länderverteilt werden, wobei die Ein-
nahmen nach Ziffer 2, welche klar zuordenbar sind, denjeweiligen Tarifgebem/Länder
vollständig zugeordnet werden. Die Steuerung über ein Monitoring verhindert Markt-
venrverfungen und überschießende Einnahmen. lm Bedarfsfall können nach Beschluss
der Länder bei Marktverwerfungen auch in 2023 sowohl unterjährig als auch in der
Abrechnung des Gesamtjahres Umverteilungen zwischen den Ländern durchgeführt
werden. Unternehmen und erlösverantwortliche Aufgabenträger, die durch Fahrgeld-
zuscheidungen aus dem D-Ticket keinen Nachteilsausgleich in Anspruch nehmen
müssen, sind zu verpflichten, die den Soll-Einnahmewert 2023 laut Muster-Richtlinie
übersteigenden Betrag innerhalb des Bundeslandes abzuführen. Sollte das Bundes-
land in Summe keinen Nachteilsausgleich benötigen, erfolgt die Abführung der über-
steigenden Fahrgeldbeträge in andere Bundesländer im Rahmen eines Länderausglei-
ches.

. Parallel werden in 2023 die technischen, organisatorischen undjuristischen Grundla-
gen für die 2. Stufe des Leipz'ger Modellansatzes als erste Phase eines marktorien-
tierten Einnahmenaufteilungsverfahren gemeinsam von Ländern und Branche (erlös-
verantwortliche Aufgabenträger, Verkehrsuntemehmen, Tarifverbünde etc.) geschaf-
fen.

. Stufe 2 in 2024/25: In der Stufe 2 wird eine marktorientierte Aufteilung der Einnahmn
etabliert. Dabei erfolgt eine Zuscheidung aller durch die Tarifgeber erzielten D-Ticket—
Einnahmen auf die Bundesländer nach dem Wohnortprinzip mit anschließender Kor-
rektur aufGrundlage von Balancefaktoren (z. B. für Tourismus, Transit). Der Anteil für
den Balancepool ist aufBasis einer Evaluation zum D-Ticket im Jahr 2023 zu ermitteln.
Die Methodik der Evaluation und Verteilung der Einnahmen aus dem durch die Korrek-
tur gefüllten Balancepool ist per Beschluss der Länderm regeln. Innerhalb der Bun-
desländer erfolgtdie Verteilung der Einnahmen in Zusammenarbeit mit den jeweiligen
Tariforganisationen vorOrt. Die Verteilung der Einnahmen innerhalb der Bundesländer
kann sich ebenfalls an dem Wohnortprinzip orientieren und der DTV sowie etwaige
Landestarife können ihren bisherigen relativen Einnahmeanteil vorab erhalten. Die
konkrete Ausgestaltung der Einnahmeaufteilung zwischen den Unternehmen und er-
lösverantwortlichen Aufgabenträgern in den Ländern obliegt den Akteuren in den Län-
dern. In ländergrenzenüberschreitenden Tarifräumen kann es durch die Anwendung
der jeweiligen Einnahmenaufteilungsregelungen vor Ort zu nachträglichen Einnah-



menverschiebungen zwischen den Ländern kommen . AufBasis der vorgenannten Ver-
fahrensweise wird der abschließende Nachteilsausgleich ermittelt. Da eine Einnahrre-
zuscheidung des D-Tickets in Stufe 2 auch zu überschießenden Einnahmen führen
kann, sind die Unternehmen und erlösveranhuortlichen Aufgabenträger wie in Stufe 1

zu verpflichten, den Einnahme-Soll-Wert des jeweiligen Jahres übersteigenden Ein-
nahmebetrag an einen anderen Tarifgeber des jeweiligen Landes abzuführen.

8. Für die Stufen 1 und 2 ist in Bezug auf das Kernprodukt des D—"lickets sowie alle Ein-
nahmen aus bundesweit geltenden kundengruppenspezifischen Angeboten im Rah-
men des D-Tickets eine Vertriebsprovision oder Vertriebsentschädigung nicht vorzu-
sehen. Neben den aktuell bestehenden Finanzierungen für den Vertriebwird es in
den Stufen 1 und 2 zusätäiche finanzielle Anreize für den Verkauf von Deutschlandti-
ckets an Neukunden nicht geben.
Vertragliche Vertriebsregelungen in den Tarife rganisationen und Tarifkooperationen
sind davon unberührt. Alle Beteiligten haben das gleiche Verständnis, dass ein Aus-
gleich von Umsatzveränderungen aus reduzierten oder ersparten Provisionen über ge-
eignete rechtliche Mechanismen (über den Ausgleichsmechanismus der Richtlinie o-
der ein Ausgleich innerhalb der Tariforganisafion) für Stufe 1 und 2 sicherzustellen ist
Die vollständigen Einnahmen aus demD-Ticketwerden ohne Abzug von vertrieblichen
Aufwendungen in das Zuscheidungsverfahren für das D-Ticket eingespeist und den
Ist-Einnahmen laut Richtlinie zum Ausgleich des Nachteile zugerechnet.
lm Zuge der Evaluation und der Festlegungen zur neuen EAVin Stufe 3 sind geeignete
Finanz'erungs- und/oder Vergütungsmodelle für den Vertrieb zu prüfen.
Sofern es in Stufe 2 zu erheblichen Abweichungen zw. Einnahmenanspruch und den
realisierten kassentechnischen Einnahmen der jeweiligen Tariforganisationen respek-
tive deren Unternehmen kommt, werden die Branche und die Länder Gespräche mit
dem Ziel aufnehmen, diese erheblichen Unwuchten auszugleichen.

9. Für das praktische Funktionieren des D—Tickets und der Ausgleichsleistungen ist eine
ausreichende Verbindlichkeit der Regelungen erforderlich, aufdie die Länder, die Auf-
gabenträgerund die Branchenorganisationen hinwi rken. Für notwendige Einnahmeab-
führungen gelten die in den Ziffern 5 und 7 definierten Regelungen.

10. Stufe 3 voraussichtlich ab 2026: Auf Basis der Erfahrungen in den Jahren 2023 bis
2025 wird mit Vlfirkung zum 01.01.2026 ein grundsätzlich nachfrageorienfiertes Ein-
nahmeaufteilungsverfahren zur Anwendung gebracht. Das entsprechende Verfahren
wird gemeinsam von den Ländern mitder Branche entwickelt und dem Koordinierungs-
rat zur Beschlussfassung vorgelegt.



Anlage 3

Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen
Pe rsonennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr2023 aus

Bundes- und Landesmitteln

Vom 20. März 2023

|. Hinweise und Erläuterungen

Der nachfolgende Entwurf von Muster—Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckterAusgaben
im ÖPNV im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket basiert auf der Systematik der
Muster-Richtlinien zum Ausgleich von Schäden im öffentlichen Personennahverkehr im
Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVlD-19 und dem temporär eingeführten 9-Euro-
Ticket, die im Jahr 2022 genutzt wurden.

Die Muster-Richtlinien wurden auf der Grundlage des Beschlusses des Bundeskanzlers mit
den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vom 08.12.2022 erstellt, dass die
in 2023 entstehende Kostenunterdeckung paritätisch von Bund und Ländern ausgeglichen
Wird.

Für den Ausgleich für 2023 ist es erforderlich und sachgerecht, die Fahrgeldeinnahmen des
Zeitraums der Geltung des Deutschlandtickets des Jahres 2019 als Bezugspunkt zu
venrvenden.

Bei den Muster-Richtlinien wurden im Vergleich zum Jahr 2022 folgende wesentliche
Anpassungen vorgenommen:

1. Durch die ergänzende Regelung in 5 9 Absatz1 Sätze 4 und 5 des
Regionalisierungsgesetzes (RegG) wird eine Verpflichtung zur Anwendung des
Deutschlandtickets vorgegeben. Der Ausgleich gegenüber den Verkehrsunternehmn
erfolgt durch die jeweiligen Aufgabenträger als zuständige Behörden innerhalb der
Instrumente der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 mittels öffentlichem
Dienstleistungsauftrag oder allgemeinerVorschrift. Aufgrund der bundesgesetzlichen
Vorgabe zur Anwendung des Deutschlandtickets kann die Ausgleichsregelung des
jeweils zuständigen Aufgabenträgers selbstdann zum 01. Mai 2023 erfolgen, wenn
sie erst zu einem späteren Zeitpunkt erlassen werden sollte. Die Umsetan der
Ausgleichsregelung im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaulträge oder allgemeiner
Vorschriften muss aufgrund der Befristung in 5 9 Absatz1 Sätze 4 und 5 zeitnah,
spätestens zum 30. September 2023 erfolgen.

2. Soweit die Aufgabenträger oderdie Zusammenschlüsse nicht selbst
erlösverantwortlich für die Verkehrsleistung sind, reichen sie die Mittel
diskriminierungsfrei unter Anwendung der Regelungen zur Ausgleichsberechnung
nach den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 über allgemeine
Vorschriften oder öffentliche Dienstleistungsaufträge oder über andere
beihilferechtlich zulässige Instrumente an die Verkehrsunternehmen aus.

3. Aufgrund der Erörterungen mit der EU-Kommission ist ein Mechanismus in die
Ausgleichsregelung aufzunehmen, der zu einer Korrektur im Falle von generellen
Nachfragerückgängen führt. Unterschreiten die Abonnentzinnenzahlen imjeweiligen
Bundesland im Januar 2024 die Abonnent:innenzahlen im April 2023 um mehr als 10
Prozent, sind die im Ausgleich anzusetzenden Soll-Fahrgeldeinnahmen um den über
die Bagatellgrenze von 5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz abzusenken. Bei
einer Verringerung der Abonnent: innenzahlen um beispielsweise 1 1 Prozent sind die
Fahrgeldeinnahmen um 6 Prozent abzusenken.

4. Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des Deutschlandtickets
entfallenden prognostizierten Einnahmesteigerungen im Ohne-Fall aus positiven
Verkehrsmengeneffekten werden die auf das Jahr 2023 fortgeschriebenen Soll-
Fahrgeldeinnahmenmsätäich um 1,3 Prozent gegenüber 2022 (langfristiges



historischesWachstum der Verkehrsleistung im ÖPNV (Destatis: 2004-2019: rd. 1 ‚3
Prozent pa) erhöht.

5. Weist der Empfänger nach, dass in seinem Gebiet die Betriebsleistungen des Jahres
2023 im Verhältnis zum Jahr 2019 gestiegen sind, werden die auf den jeweiligen
Empfänger entfallenden Soll-Fahrgeldeinnahmen des Jahres 2023 im anteiligen
Verhältnis zur Steigerung der Betrie__bsleistung in Wagen- bzw. Zugkilometern erhöht.
Aus gängigen Untersuchungen zur Uberprüfung des volkswirtschaftlichen Nutzens
einer Infrastrukturinvestition wird eine Angebotselastizität von 0,3 üblichen1veise
angenommen. Bei einer Steigerung der Betriebsleistungen um 2 Prozent bedeutet
dies eine Erhöhung der Soll-Fahrgeldeinnahmen 2023 um 0,6 Prozent. In gleicher
Weise wird bei gegenüber 2019 gesunkenen Betriebsleistungen verfahren.

6. Für Jobtickets zum Deutschlandticket sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen
ansetßar, soweit dabei die abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen
angewendet wurden.

7. Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15.
Januar 2023 abgesenkt, müssen bei der Ermittlung der tatsächlichen
Fahrgeldeinnahmen für die Berechnung des Ausgleichs für alle Tickets mit nicht
deutschlandweiter Gültigkeit alle verkauften Tickets mit den am 01. Januar 2023
geltenden Preisen (vor der Einführung des Deutschlandtickets) angerechnetwerden;
für Berlin gelten auf Grund des 29-Euro-Tickets abweichende Stichtage. Denn der
Bund beteiligt sich nur an der aus der Einführung des Deutschlandtickets
resultierenden Kostenunterdeckung. Eine Ausnahme bilden regionale oder
landesweite Semestertickets, deren Preis im Solidarmodell zur Herstellung eines
angemessenen Preisabstands zum Deutschlandticket zur Sicherung des
Solidarmodells notwendig ist.

8. Es werden Pauschalen für die konkrete Umstellung der Vertriebstechnik zur Ausgabe
und Kontrolle der Deutschlandtickets gewährt. Es ist durch geeignete Regelungen mit
den für den Vertrieb und Kontrolle beauftragten Partnem sicherzustellen, dass die
Pauschalen sachgerecht ausgereichtwerden.

Unverändert zur Muster-Richtlinie für das Jahr 2022 wird davon ausgegangen, dass die
Empfänger und ihre Vertriebsdienstleister die Einnahmeeinbußen der extern beauftragten
Verkaufsstellen und Agenturnehmer im Rahmen der Möglichkeiten der Muster-Richtlinie
ausgleichen. Nach den Festlegungen zur Einnahmeaufteilung ist fürdie Stufen 1 und 2
(2023-2025) in Bezug auf das Kernprodukt des Deutschlandtickets sowie alle Einnahmen
aus bundesweit geltenden kundengruppenspezifischen Angeboten im Rahmen des
Deutschlandtickets eine Vertriebsprovision oderVertriebsentschädigung nicht vorzusehen.
Neben den aktuell bestehenden Finanzierungen für den Vertriebwird es in den Stufen 1 und
2 zusätzliche finanzielle Anreize für den Verkauf von Deutschlandtickets an Neukunden nicht
geben.

Für die zwischen den Ländern vereinbarte einheitliche Bemessung des Ausgleichs ist eine
einheitliche Definition der ausgleichsfähigen Kostenunterdeckung erforderlich. Dafürmüssen
auch in 2023 unabhängig von der konkreten verfahrensmäßigen Gestaltung durch die
Länder die die Erstattungsfähigkeit regelnden Passagen durch alle Länder übernommen
werden. Darüber hinaus bedarf es im Hinblick auf die Transparenz des Mittelbedarfs
einheitlicher Antragsfristen, die wie auch schon für 2022 in den Muster-Richtlinien auch für
2023 obligatorisch sind.

Der Entwurf der Muster-Richtlinien ist entsprechend dem Gliederungsschema einer
Förderrichflinie als Richtlinien für Billigkeitsleistungen abgefasst. Die Umsetzung muss durch
die Länder noch mitjeweils eigenen Länderrichtlinien und/oder -erlassen erfolgen. In

Abhängigkeit von der imjeweiligen Land zu treffenden Entscheidung über die
verfahrensmäßige Abwicklung des Ausgleichs auf der Grundlage einer gesetzlichen
Regelung, einer Zuwendungsregelung (mit Zuwendungsbescheiden oder—verträgen) oder
einer Billigkeitsleistungsregelung sind insbesondere die verfahrensmäßigen Regelungen aus



den Muster-Richtlinien mitAusnahme der Antragsfristen anzupassen. Dies gilt auch in Bezugauf die im jeweiligen Land zu treffende Zuständigkeitsregelung für die AusgleidisgearvähNng.

Im nachfolgenden Entwurf sind auf der Grundlage dieser Hinweise hinter der
Gliederungsnummer der Regelung Hinweise ausgebracht, ob die Regelungen- obligatorisch wegen der Einheitlichkeit

- fakultativ
von allen Ländern zu beachten sind.



||. M uste rrichtlinien
Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht

gedeckterAusgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem
Deutschlandticket im Jahr 2023 in Land X)$_X

(Richtlinien Deutschlandticket-Billigkeitsleistu ngen ÖPNV 2023)

Runderlass des Ministeriums für
vom XX Monat 2023

1 (fakultativ)
Rechtsgrundlage
Zum Ausgleich nicht gedeckterAusgaben derAufgabenträger und Verkehrsunternehmen im
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) einschließlich des Schienenpersonennahverkehrs
(SPNV) im Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets gewährt das Land
nach Maßgabe dieser Richtlinien und 5 53 der Landeshaushaltsordnung (LHO)
Billigkeitsleistungen.
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der Leistung. Die Bewilligungsbehörde
entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens diskriminierungsfrei im Ra hmen der
verfügbaren Haushaltsmittel.

2 (obligatorisch)
Gegenstand der Billigkeitsleistungen
Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfänger in Land XXX, deren
Ausgaben in den Monaten Mai bis Dezember 2023 aufgrund der Einführung des
Deutschlandtickets durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen oderAusgleichszahlungen
aus allgemeinen Vorschriften im Vergleich zum Referenzeitraum des Jahres 2019 nicht
durch Einnahmen aus Fahrgeldem und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die
Umsetzung des Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315 vom
3.12.2007, S. 1) (VO 1370) oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Artikel 3 Absatz
3 der VO 1370 gedeckt werden können.

3
Empfänger der Billigkeitsleistu ng
Empfänger sind
3.1 (obligatorisch)
Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des ÖPNV im Sinne des ÖPNV-
Gesetzes des Landes XXX,
3.2 (fakultativ)
öffentlich-rechtliche Körperschaften (insbesondere Zweckverbände, Anstalten öffentlichen
Rechts) als Sammelantragsteller für die Empfänger gemäß Nummer 3.1.
3.3 (Notfallregelung)
Nur soweit Aufgabenträger oder Aufgabenträgerorganisationen bis zum 31 . Dezember 2023
keine Regelung im Sinne des 5 9 Absatz1 Satz 4 RegG getroffen haben, sind für den
Zeitraum vom 1. Mai 2023 bis zum 30. September 2023 Empfänger auch öffentliche und
private Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebsführer
nach dem Personenbefördemngsgesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 ÖPNV auf
dem Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages
Beförderungsleistungen im ÖPNV bzw. im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) erbringen.
Für die Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte Antragstellung und Bewilligung für
diejeweiligen Regionalbereiche zulässig.



4 (obligatorisch)
Voraussetzungen .

Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht erlösverantwortlich sind, leiten sie die
Billigkeitsleistungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in

entsprechender Anwendung der Nummer 5.4 und nach den Vorgaben derV0 1370 über
allgemeine Vorschriften oder öffentliche Dienstleistungsaufträge oder über andere
beihilferechtlich zulässige Instrumente diskriminierungsfrei weiter. Die Erlösverantwortlichen
sind zu verpflichten, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das
Deutschlandticket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende
Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese
Ansprüche überschießende Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.

5
Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistung

5.1 (fakultativ)
Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung gemäß 5 53 LHO

5.2 (obligatorisch)
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen vollständigen Ausgleich in Höhe von 100
Prozent der ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben.

5.3 (fakultativ)
Die Billigkeitsleistung wird in Form einer Zuweisung bzw. eines Zuschusses gewährt.

5.4 (obligatorisch wegen Einheitlichkeit)
Die ausgleichsfähigen nichtgedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:

5.4.1
Fahrgeldausfälle:
Fürjeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstan'fe, landesweite Tarife, Haustarif,
Beförderungsbedingungen DB (BBDB), Deutschlandtarif(DT)) ist die Differenz zwischen den
um die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2023 hochgerechneten tatsächlichen
Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und den tatsächlichen
Fahrgeldeinnahmen derjeweiligen Monate des Jahres 2023 nach Maßgabe der Nummern
5.4.1.1 und 5.4.1.2 ausgleichsfähig. Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen
(ohne Umsatzsteuer).

'

Die Verbundorganisationen haben den Empfängern die für die Antragstellung erforderlichen
Daten zu liefern. Einnahmen aus dem Erhöhten Beförderungsentgelt werden nicht
berücksichtigt.

5.4.1.1
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die imjeweiligen Monat
verkauften bzw. dem Verbund gemeldeten Fahrausweise derjeweiligen Kartenart und
Preisstufe der Monate Mai bis Dezember 2019 mit den für diese Kartenart und für die im
Gültigkeitszeitraum entsprechende Preisstufe imjeweiligen Zeitraum des Jahres 2023
genehmigten Preisen zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 1. Mai 2023 wirksam
werden, sind im Wesentlichen gleichmäßig für alle Kartenarten und alle Preisstufen
vorzunehmen. Lassen sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen
oder handelt es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote, ist die aus der
Berechnung nach Satz 1 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung für die
Hochrechnung maßgebend. Wenn aufgrund einer grundlegenden Änderung der Tarifslruktur,
die nach dem 15. Januar 2023 wirksam wurde, ein Vergleich zu den Tarifarten und
Preisstufen des Jahres 2019 nicht möglich ist, können die hochgerechneten
Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 ermittelt werden.



Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar
2023 [Berlin: 31 . August 2022] abgesenkt, sind für diese Tickets die hochgerechneten
Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 [Berlin: Preisstand
August 2022 ohne Berücksichtigung 9-Euro-Ticket] zu ermitteln. Die nach den Sätzen 1

bis 5 ermittelten hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhältnis der Veränderung
der tatsächlich erbrachten Betriebsleistungen in Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometern im
Kalenderjahr 2023 gegenüber dem Kalenderjahr 201 9 im Gebiet des Empfängers nach
Nummer 3.1 fortzuschreiben. Als Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der
prozentualen Steigerung bzw. prozentualen Verminderung der Betriebsleistungen im Gebiet
des Empfängers nach Nummer 3.1 anzusetzen.
Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des Deutschlandtickets entfallenden
prognostizierten Einnahmesteigerungen aus positiven Verkehrsmengeneffekten werden die
nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 1 ‚3 Prozent erhöht.
Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach
Einnahmenaufteilung imjeweiligen Bundesland zum 31 . Januar 2024 die Gesamtzahl der
Abonnentinnen und Abonnenten zum 30. April 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach
den Sätzen 1 bis 7 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um den über die Bagatellgrenze von
5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz für alle Empfänger im Land abzusenken.
Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmenaufteilung unter
Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 202 3 der jeweiligen
Verbundorganisation zu verteilen, der ohne die Einführung des Deutschlandtickets gegolten
hätte.

5.4.1.2
Zur Berechnung der anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen derMonate Mai bis
Dezember 2023 sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen einschließlich der
Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. Für Jobtickets zum
Deutschlandticket sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen anse@ar, soweit dabei die
abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen angewendetwurden. Die Vornahme
weiterer Absetzungen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket
insbesondere für die Deckung von Vertriebsaufwendungen ist nicht zulässig. Wurden die
Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 [Berlin:
31 . August 2022] abgesenkt, sind bei der Ermittlung dertatsächlichen Fahrgeldeinnahmen
für die Berechnung des Ausgleichsfür alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit mit
Ausnahme von im Solidarmodell verkauften Studierendentickets alle verkauften Ticketsmit
den am 1. Januar 2023 [Berlin: Preisstand August 2022 ohne Berücksichtigung 9-Euro-
Ticket] geltenden ggfs. den Preis des Deutschlandtickets auch übersteigenden Preisen
anzusetzen.
Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem
Deutschlandticket sind die so ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen gemäß der
Einnahmenaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2023 der
jeweiligen Verbundorganisation sowie gemäß der Einnahmeaufteilung für das
Deutschlandticket zu verteilen.

5.4.2
Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch
Sozialgesetäuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 3
Absatz 6 des Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBl. IS. 2075) geändertworden ist, sind die
um die Tarifanpassungen gemäß Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten erstattungsfähigen
Fahrgeldeinnahmen des Zeitraumes Mai bis Dezember 2019 bzw. die nach Maßgabe der
Nummer 5.4.1.2 errechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen für den Zeitraum Mai
bis Dezember 2023 zu ermitteln und für diese die Erstattungsleistung aufgrund derjeweiligen
für das entsprechende Jahr festgelegten oder nachgewiesenen Vomhundertsätze (2019 für
hochgerechnete und 2023 für Ist-Fahrgeldeinnahmen 2023) zu berechnen. Maßgebend sind
dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen,



Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket
gemäß der nach Nummer 5.4.1.1 für die hochgerechneten erstattungsfähigen
Fahrgeldeinnahmen bzw. gemäß Nummer 5.4.1 .2 für die tatsächlichen erstattungsfähigen
Fahrgeldeinnahmen maßgebenden Einnahmenaufteilung. Ausgleichsfähig ist die Differenz
der so errechneten Beträge für die jeweiligen Verkehrsleistungen.

5.4.3
In entsprechenderWeise ist die ebenfalls ausgleichsfähige Minderung anderer
Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften zu berechnen. Einsparungen der der
Empfänger nach 3.1 bei Leistungen aus Allgemeinen Vorschriften sind gegenzurechnen.

5.4.4
Ausgleichsfähig sind darüber hinaus erhöhteAusgaben für die Anpassung der
Vertriebsprozesse zur Einführung des Deutschlandtickets. Dabei wird für jeden zum Stichtag
30. April 2023 beim Empfänger bzw. den in wirtschaftlicher Verantwortung stehenden
Verkehrsuntemehmen in einem vor dem Deutschlandticket angebotenen Abonnement
gebundenen Kunden eine einmalige Umstellungspauschale in Höhe von 15,00 Euro
gewährt. Abonnements sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen Gültigkeit von mehr als einem
Monat. Dazu zählen auch Semestertickets sowie Monatskarten, die von Unternehmen
ausgegeben werden, die keine Abonnements im gesamten Tarifangebot haben und
mindestens vier dieser Monatskarten im Zeitraum 1. Mai 2022 bis 30. April 2023
nachweislich an denselben Kunden oder dieselbe Kundin verkauftwurden. Voraussetzung
um für alle zum Stichtag 30. April 2023 beim Empfänger bzw. den in wirtschaftlicher
Verantwortung stehenden Verkehrsunternehmen gebundenen Kunden im Sinne des Satzes
2 eine Umstellungspauschale zu erhalten ist, dass zum Stichtag 31. Dezember 2023 eine
Anzahl an Kunden, die mindestens 60% des Abo-Kundenbestands vom 30. April 2023
beträgt, im Deutschlandticket beim Empfänger bzw. dem in wirtschaftlicher Verantwortung
stehenden Verkehrsuntemehmen gebunden ist. Wenn unter 60 %, aber mehr als 30 % des
Kundenbestandes vom 30. April 2023 zum Stichtag 31. Dezember 2023 beimjeweiligen
Empfänger bzw. Unternehmen gebunden ist, erhält der Empfänger bzw. das Unternehmen
50 % des sich aus Satz 2 ergebenden Wertes. ln besonders begründeten Einzelfällen kann
eine gesonderte Regelung getroffen werden. Zuzüglich wird pauschal fürjedes zum 30. April
2023 vorhandene auf die Kontrolle des Deutschlandtickets ertüchtigte Kontrollgerät und für
die Kontrolle des Deutschlandtickets im Jahr 2023 beschaffte Kontrollgerät eine einmalige
Umstellungspauschale zur Kompensation der Kontrollmehrausgaben in Höhe von 317,00
Euro gewährt. Es ist durch geeignete Regelungen mit den für den Vertrieb und Kontrolle
beauftragten Partnem sicherzustellen, dass die Pauschalen sachgerecht ausgereicht
werden.
[nur NRW] Weiterhin kann der Empfänger die geleisteten Ausgaben für die Einrichtung des
EAV-Clearings im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher
Verkehrsuntemehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband
Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V.,
die an die NVBW GmbH geleisteten Ausgaben für die gutachterliche Begleitung des
Prozesses zur Neufassung eines Einnahmeaufteilungsverfahrens und an die
DeutschlandMobil 2030 GmbH geleisteten Ausgaben für bundesweites Marketing sowie für
die Evaluation des Deutschlandtickets geltend machen.
Nicht erstattungsfähig sind erhöhteAusgaben für zusätäiche Betriebsleistungen.

5.4.5
Mit der Ausgabe des Deutschlandtickets verbundene Minderungen von Erlösen aus
Vertriebsprovisionen eines Empfängers innerhalb von Tarifbereichen sind erstattungsfähig.

5.4.6
Von dem nach den Nummern 5.4.1 bis 5.4.5 ermittelten Ausgleich sind in direktem
ursächlichem Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets vermiedene oder
ersparte Aufwendungen durch verringerte Vertriebsprovisionen, soweit diesen keine



rechtskräftig festgestellten oder zwischen den Parteien unbestrittenen Deutschlandticket
bedingten Forderungen des Vertriebsdienstleisters aufAnpassung derVergütung aus
ergänzender Vertragsauslegung oder nach 5 313 BGB gegenüberstehen, in Abzug zu
bringen.

5.4.7
Die Summe der gemäß den Nummern 5.4.1 bis 5.4.5 errechneten Minderungen abzüglich
der vermiedenen oder ersparten Aufwendungen gemäß Nummer 5.4.6 ist der
ausgleichsfähigeAusgleichsbetrag.

5.4.8
Erbrith ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer
Aufgabenträger und können die nicht gedeckten Ausgaben nichteindeufig der
Betriebsleistung imjeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden, sind diese auf
der Grundlage der im Gebiet des jeweiligen Aufgabenträgers erbrachten Fahrzeug-, Wagen-
bzw. Zug-Kilometer des Kalenderjahres 2023 den Aufgabenträgern zuzuordnen. Die
beteiligten Aufgabenträger oder Bewilligungsbehörden können eine abweichende Aufteilung
vereinbaren.

6 (obligatorisch)
Sonstige Bestimmungen
6.1
Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeitsleistungen an
Verkehrsunternehmen eine Überkompensation der aus der Einführung des
Deutschlandtickets resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. Soweit die
beihilferechtliche Rechtfertigung aus derV0 1370 erfolgt, dürfen bei der
Überkompensationsprüfung aus Gründen der Gleichbehandlung als Maßstab auch nur die
Mindestanfordemngen aus demAnhang der VO 1370 zur Anwendung kommen. Der
finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der Summe der (positiven oder negativen)
Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des
Verkehrsuntemehmensmr Anerkennung und Anwendung des Deutschlandticket-Tarifs auf
die Einnahmen des Verkehrsuntemehmens sowie auf seine Kosten, soweit diese als
zusätzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der Ausgleichsberechnung geltend
gemacht werden oder soweit das Verkehrsunternehmen aufgrund der Einführung d es
Deutschlandtickets Kosten erspart; sonstige Kosten des Verkehrsuntemehmens sind nicht
Gegenstand dieser Uberkompensationskontrolle.

6.2
Die Empfänger sind zu verpflichten, dass die Unternehmen verpflichtet werden, die nach Nr.
5.4.4 dieser Richtlinie unterstützte Kontrollinfrastruktur drei Jahre im ÖPNV in Deutschland
einzusetzen.

6.3
Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um
subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von 5 264 des Strafgesetzbuchee ha ndelt und
dass Subventionsbetrug nach dieserVorschrift strafbar ist. Eine Doppelförderung ist
ausgeschlossen.

6.4
Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass bis zum 20. eines Monats
für den Vormonat alle Verkäufe des Deutschlandtickets an die von der Arbeitsgemeinschaft
aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund
GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband
SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldetwerden.

6.5



Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2025 die tatsächlich entstandenen
nicht gedeckten Ausgaben und Einsparungen aufder Grundlage der in Nummer 5.4
genannten Berechnungsmethode nachzuweisen. Dem Nachweis sind insbesondere
Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen derMonate
Mai bis Dezember 2019 und die Einnahmeaufteilungen sowohl für die nach Nummer 5.4.1.1
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen als auch für die nach Nummer 5.4.1.2 ermittelten
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2023 sowie eine
Bescheinigung eines Vlflrtschaftsprüfers über die Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und
2023 im Haustarif bzw. nach BBDB beizufügen. Den Bestätigungen der
Verbundgesellschaften sind auch die betragsmäßigen Erlösminderungen aus
Vertriebsprovisionen bzw. Einsparungen von Vertriebsprovisionenje Empfänger
hinzuzufügen. Weiterhin ist jeder Empfänger zu verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der
Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne der Nummer 5.4.1.1 zu den Stichtagen 30. April
2023 und 31 . Januar 2024 beizulegen. Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen
anfordern.

6.6
Billigkeitsleistungen, die über den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach
Maßgabe der Nummer 5.4.1 hinausgehen, sind vom Empfänger zurückzufordern. In der
Regel sind die zurückgeforderten Beträge nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist
erstattet werden. Sollte sich herausstellen, dass der tatsächliche ausgleichsfähige Betrag
den prognostizierten übersteigt, ist eine Anpassung der gewährten Billigkeitsleistu ng
vorzunehmen.

7
Ve rfah ren

7.1 (obligatorisch)
Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistung ist bis zum 30. September 2023 zu stellen.
Die Bewilligungsbehörde kann verspätete Anträge zulassen. Er hat die Berechnung bzw.
Schätzung der voraussichtlichen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in
Nummer 5.4 genannten Berechnungsmethode zu enthalten.

7.2 (fakultativ)
Bewilligungsbehörde ist die [Landesbehörde einfügen], in deren Bezirk der Empfänger
seinen Sitz hat.
Bewilligungsbehörde für Empfänger nach Nummer 3.3 istjeweils die [Landesbehörde}, die
die zuständige Bewilligungsbehörde für den Empfänger nach Nummer 3.1 ist, der bis zum
31 . Dezember 2023 keine Regelung im Sinne des 5 9 Absatz 1 Satz 4 RegG getroffen hat.
7.3 (obligatorisch)
Dem Antrag sind Prognosen derVerbundorganisationen über die Minderungen gemäß den
Nummern 5.4.1 sowie weitere begründende Unterlagen beizufügen.
Sammelanträgen von Empfängern gemäß Nummer 3.2 sind die Anträge der Empfänger
gemäß Nummer 3.1 beizufügen.
Fakultativ: „Der Antrag ist formlos schriftlich oder elektronisch zu stellen. “

7.4 (fakultativ)
Der Empfänger kann einen ersten vereinfachten Antrag auf vorläufigen Ausgleich und
dessen Auszahlung stellen.

7.5 (obligatorisch)
Empfänger gemäß Nummer 3.2 haben die Billigkeitsleistungen an die Empfänger gemäß
Nummer 3.1 weiterzuleiten und dabei sicherzustellen-, dass die maßgeblichen
Bestimmungen des Bewilligungsbescheides auch den Empfängern auferlegtwerden. Dies
schließt ausdrücklich die Nachweisführung ein.



7.6 (fakultativ)
Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid näher geregelt.

8 (fakultativ)
Inkrafttreten/Außerkrafttreten Dieser Runderlass tritt am Tag nach derVeröffentlichung in
Kraft und am 30. Juni 2025 außer Kraft.


